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Katrin Hauser

Insgesamt waren die Menschen
im Kanton Basel-Stadt im Coro-
na-Jahr weniger kriminell als
sonst. Die Anzahl Strafanzeigen
wegen Verstössen gegen das
Strafgesetzbuch und das Betäu-
bungsmittelgesetz hat im Ver-
gleich zum Vorjahr um sieben
Prozent abgenommen.Doch gibt
es einen Teil der Bevölkerung,
der deutlichmehrDelikte verüb-
te als sonst: die Jugend.

Das geht aus der Basler Kri-
minalstatistik 2020 hervor, die
am Dienstagmorgen veröffent-
licht worden ist. Die Jugendkri-
minalität hat demnach im Coro-
na-Jahr um 30 Prozent (oder um
348 Fälle) zugenommen.Und das
in den verschiedensten Berei-
chen: Die Basler Jungen haben
mehr Vermögensdelikte, mehr
Delikte gegen Leib und Leben
und gegen die Freiheit begangen.
Ebenfalls haben sie öfter gegen
das Betäubungsmittelgesetz und
gegenVerkehrsregeln verstossen
als noch im Jahr 2019.

Häusliche Gewalt
hat nicht zugenommen
Was die letzten beiden Punkte
angeht,mussman allerdings et-
was relativieren: Bei derDrogen-
kriminalität der jungen Basler
etwa liegt gemäss Kriminal
kommissär Peter Gill dieVermu-
tung nahe, dass «während der
pandemiebedingtenAusnahme-
situation vermehrt polizeiliche
Kontrollen getätigt und damit
mehr Delikte zur Anzeige ge-
bracht wurden».

Die Verkehrsdelikte derweil
liessen sich auf das «explosions-
artige Aufkommen von Trend-
fahrzeugen wie E-Bikes und E-
Scooters, Hoverboards, Solo
wheels etc.» zurückführen.Diese
neuartigen Fortbewegungsmittel
sorgen offenbar für jede Menge
Probleme. Laut Gill ist bei den
Trendfahrzeugen «die geltende
gesetzliche Regelung für Jugend-
liche nicht einfach zu durch-
schauen und teilweise auch
missverständlich».

Nicht zugenommen haben im
Pandemiejahr Anzeigen wegen
häuslicher Gewalt. Gingen 2019
insgesamt 743 Strafanzeigen die-
ser Kategorie ein,waren es 2020
nur gerade viermehr. Dafür ver-
zeichnete der Kanton einen Zu-
wachs von zehn Prozent bei ver-
zeigten Sexualdelikten.Diese Zu-
nahme ist vor allem auf den
massiven Anstieg von sexueller
Belästigung (+43 Prozent) und
sexuellerNötigung (+26 Prozent)
zurückzuführen.

Gleichzeitig kam es zu einem
Rückgang der Anzeigen wegen
Vergewaltigung und sexueller
Handlungen mit Kindern um je

23 Prozent.Verstösse gegen das
Betäubungsmittelgesetz wur-
den im vergangenen Jahr ins
gesamtweniger verzeichnet. So-
wohl der Besitz wie auch der
Anbau und der Konsum von
Drogen schlagen sich weniger
auf die Kriminalstatistik 2020
nieder, als sie es ein Jahr zuvor
noch taten.

Crystal Meth hat Basel
definitiv erreicht
Diese Entwicklung ist gemäss
Staatsanwaltschaft jedoch haupt
sächlich auf die «pandemie
bedingten Einschränkungen des
öffentlichen Lebens zurückzu-

führen» und bedeutet nicht,
dass die Nachfrage nach Dro-
gen in Basel-Stadt generell ge-
sunken ist. Im Gegenteil: «Dass
der ausgewiesene Rückgang
nur ein statistischer und nicht
ein realer ist, zeigen die ange-
stiegenen Zahlen im Bereich
Schmuggel.»

Der sei zwar zu Teilen auf die
intensiveren Grenzkontrollen
während der Pandemie zurück-
zuführen. Andererseits sei er
aber «auch als Indiz dafür zu
werten, dass die Nachfrage nach
Betäubungsmitteln unverändert
hoch ist», schreibt Kriminalkom-
missär Peter Gill.

Anlass zur Sorge gebe der Poli-
zei ausserdemdieTatsache, dass
die Droge Crystal Meth auf dem
hiesigen Drogenmarkt Fuss ge-
fasst habe: «Trotz bekannter ne-
gativerGesundheitsfolgen findet
sie einen wachsenden Konsu-
mentenkreis.»

2020 mussten aktualitätsbe-
dingt zwei neue Kategorien in
die Basler Kriminalstatistik auf-
genommen werden: Zum einen
wurden 20 Anzeigen wegen
Übertretung des kantonalen Bet-
telverbots erfasst. Zum anderen
gab es knapp 100Widerhandlun-
gen gegen das Epidemiengesetz
und die Covid-Verordnung.

Basler Jugend begehtmehr Straftaten
Kriminalität im Corona-Jahr 2020 nahmen die Strafanzeigen in Basel-Stadt um sieben Prozent ab.
Deutlich zugenommen hat jedoch die Jugendkriminalität.

Die Nachfrage nach Betäubungsmitteln ist unverändert hoch: Vor allem wegen Drogen gerieten Junge mit dem Gesetz in Konflikt. Foto: Keystone

Als Nächsteswäre eigentlich die
Politik amZug, umdie Praxis der
Basler Polizei einzuschränken
und neue Regeln zu installieren.
Denn eine Kleiderdurchsuchung
müsse immer auf ihre Verhält-
nismässigkeit hin geprüft wer-
den und könne nicht einfach per
se angewendet werden, sagte
Richterin Sarah Cruz (FDP) am
Dienstag bei der Urteilseröff-
nung imProzess gegen drei Poli-
zisten der Kantonspolizei Basel-
Stadt. Das Gericht fand jedoch
aufgrund der geltenden gesetz-
lichen Bestimmungen nichts,
was sich zwei junge Polizistin-
nen und ein Wachtmeister hät-
ten zuschulden kommen lassen
– und sprach die drei von den
Anklagepunkten des Amtsmiss-
brauchs und der Urkundenfäl-
schung frei. Die Staatsanwalt-
schaft hatte die beiden Frauen
und den Mann angeklagt, nach-

dem das Appellationsgericht
einen Einstellungsentscheid ge-
kippt hatte (BaZ berichtete).

Keine Eigengefährdung
Schon in seinem Plädoyer am
Montag hatte Christian von
Wartburg, Verteidiger einer der
Polizistinnen und SP-Grossrat,
sich dafür ausgesprochen, Kritik
an derDurchsuchungspraxis der
Polizei nicht an einer jungen
Polizistin abzuarbeiten; wenn
schon, sei das einThema für den
Gesetzgeber.Obwohl das Gericht
keinen Verstoss gegen das Poli-
zeigesetz und die Dienstvor-
schrift feststellen konnte, fragte
Richterin Cruz eindringlich:War
diese Form der Kleiderdurchsu-
chung, verbundenmit demAus-
ziehen und Prüfen von Körper-
öffnungen, tatsächlich notwen-
dig? Für Cruz jedenfalls war die
Verhältnismässigkeit nicht gege-

ben. Denn die Baslerin, die das
Prozedere nach einem heftigen
Streitmit ihremMann hatte über
sich ergehen lassen müssen, sei
in Unterwäsche undNachthemd
im Bett gewesen, als die Polizis-
ten sie aufgefordert hätten,mit-
zukommen.Hier anzuführen, die
Frau hätte eine Rasierklinge im
Mund oder eine Schere unter
demArmverstecken können, um
mit diesem Argument die Klei-
derdurchsicht und die Sichtung
der Körperöffnungen zu recht-
fertigen, schien demGericht rea-
litätsfern. Für Cruz konnten die
Polizisten in diesem Fall keine
Eigengefährdung der Baslerin
geltend machen.

Unbestritten indes war: Es
hatte am 28. März 2017, mitten
in der Nacht, einen Polizeiein-
satzwegen häuslicherGewalt ge-
geben. Der Lebenspartner der
Baslerin hatte aus Angst vor sei-

ner Frau die Polizei gerufen.
Auch wenn die Täter bei Gewalt
in der eigenenvierWändenmeis-
tens Männer seien, so das Ge-
richt, so war es in diesem Fall
eine Frau Mitte sechzig. Das än-
dert nichts an der Praxis, dass
der Aggressor das Haus verlas-
sen muss. Auch dass eine ziem-
lich betrunkene Person in die
Ausnüchterungszelle müsse, sei
gängige Praxis bei der Polizei.

Nicolas Roulet, Anwalt der
Baslerin, hatte den Polizisten
vorgehalten, die Frau während
der Durchsuchung absichtlich
schikaniert zu haben. Nicht nur,
weil die Baslerin sich hatte aus-
ziehenmüssen in der Zelle, son-
dern auch, weil es gemäss der
Baslerin zu einem Tritt in die
Kniekehle gekommen sei, um sie
dazu zu bringen, sich nach vorn
zu bücken. Die Polizistinnen be-
stritten dies.

Das Gericht hielt die Aussagen
der Polizisten für glaubwürdiger
und nannte dieAngaben derBas-
lerin «widersprüchlich».Dass die
Baslerin kurze Zeit nach der Zeit
in Polizeigewahrsam ihremArzt
nichts von einem Schubsen und
einem Kniekehlenkick erzählt
hatte, fand das Gericht seltsam.
Am Ende stand in diesem Punkt
Aussage gegenAussage.Und das
Gericht ging davon aus, dass die
Baslerin – so wie von den Poli-
zisten geschildert – sich selber
ausgezogen hatte und es nie zu
Gewalt gekommen ist.

Auch für die Urkundenfäl-
schung fand das Gericht keine
Anhaltspunkte. Der Sachverhalt
habe hier von Anfang an gebrö-
ckelt, sagte die Richterin. Des-
halb auch ein Freispruch in die-
sem Anklagepunkt.

Mischa Hauswirth

Kompletter Freispruch für alle drei
Basler Polizisten vor Gericht Kein Amtsmissbrauch, keine Urkundenfälschung – dennoch hat das Basler Strafgericht
die Verhältnismässigkeit der Kleiderdurchsuchung infrage gestellt.

Das ändert nichts
an der Praxis, dass
der Aggressor das
Haus verlassen
muss – in diesem
Fall eine Frau.

Die BaselbieterRegierung «miss-
billigt» das Verhalten der Orga
nisatoren derKundgebung gegen
die Corona-Massnahmen vom
Samstag in Liestal, an der kaum
jemand eine Schutzmaske ge
tragenhatte.Über5000Demons-
tranten haben sich im Stedtli ein-
gefunden. Die Regierung sieht
aber keine Handhabe, diese
strafrechtlich zu belangen. Der
Rechtsdienst von Regierungsrat
und Landrat habe zusammenmit
Juristen der Sicherheitsdirektion
Möglichkeiten geprüft, um die
Veranstalter für ihre nahezu
unterlassene Durchsetzung der
Maskentragpflicht zu büssen,
heisst es in einerMitteilung vom
Dienstag. Es existiere aber keine
Rechtsgrundlage, die ein solches
Vorgehen unterstützt.

Lob für die Polizei
Eswäre nurmöglich gewesen,die
Kundgebungsteilnehmendenwe-
genNichteinhaltung derMasken-
tragpflicht zu büssen.Der Polizei
stellt die Regierung dennoch ein
gutes Zeugnis aus. Sie habe mit
der auf Deeskalation ausgerich-
teten Einsatztaktik die Sicherheit
für alle Betroffenen gewährt,
schreibt sie. Ein rigoroses Durch-
setzen der Maskenpflicht hätte
unweigerlich zur Eskalation ge-
führt und wäre nicht verhältnis-
mässig umsetzbar gewesen.

Vorfälle im Zusammenhang
mit Rassismus und Antisemitis-
mus sind der Polizei laut Com-
muniqué nicht bekannt. Aller-
dings seien die Auswertungen
noch nicht abgeschlossen. Betei-
ligte hatten berichtet, Rechtsex-
treme hätten die Demonstration
fürPöbeleien genutzt. Klar ist für
die Behörden, dass die Organisa-
toren derKundgebung imBasel-
biet keine Bewilligung mehr er-
halten werden.

Polizei und Sicherheitsdirek-
torin Kathrin Schweizer (SP) sind
imNachgang zurDemonstration
für ihre Zurückhaltung gerügt
worden.Es sei nicht tragbar, dass
dem Verstoss gegen die Schutz-
auflagen nur zugeschaut werde,
heisst es zum Beispiel in einer
politischenAnfrage der SP-Frak-
tion im Landrat. (red)

Keine Bussen für
Organisatoren der
Corona-Demo
Liestal Veranstalter
unterliessen Durchsetzung
der Maskentragpflicht.


